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Verfahren nach der Zustellung von Pfindungs- und Uberweisungsbeschliissen

oder Pfandungsbenachrichtigungen
(Pfandungsverfahrenbekanntmachung — PfandungsBek)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

vom 8. September 2022, Az. 17/67-H 2011-1/15

TAuf Grund des Art. 79 Abs. 3 Nr. 1 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) wird fiir das Verfahren
nach der Zustellung von Pfandungs- und Uberweisungsbeschliissen oder Pfandungsbenachrichtigungen
Folgendes geregelt. 2VV Nr. 29.1 zu Art. 70 BayHO ist entsprechend zu beachten:

1.

Vertretung bei Beteiligung als Drittschuldner oder als Vertreter des Drittschuldners

Die Vertretung des Freistaates Bayern bei der Zustellung eines Pfandungs- und
Uberweisungsbeschlusses (§§ 829 ff. ZPO), bei der Zustellung einer Benachrichtigung gemaR § 845
der Zivilprozessordnung (ZPO) sowie bei der Abgabe der in § 840 ZPO vorgesehenen Erklarungen ist
in den §§ 7 und 8 der Vertretungsverordnung (VertrV) geregelt.

Vorgehen nach Zustellung

Im Hinblick auf § 804 Abs. 3 und § 829 Abs. 3 ZPO ist auf den zugestellten Schriftstiicken (Pfandungs-
und Uberweisungsbeschliissen, Benachrichtigungen von einer bevorstehenden Pfandung) der
Zeitpunkt des Eingangs nach Tag, Stunde und Minute zu vermerken. 2Der Eingangsvermerk ist zu
unterzeichnen. Die zugestellten Schriftstiicke sind bei Zustellungen nach § 7 Nr. 2 und 3 sowie

§ 8 Abs. 1 Nr. 2 VertrV im Geld- und Werteingangsbuch einzutragen (VV Nr. 12.1 Satz 1 Buchst. b zu
Art. 71 BayHO); sofern in den Fallen des § 7 Nr. 2 VertrV ein Geld- und Werteingangsbuch nicht gefiihrt
wird sowie bei Zustellungen nach § 7 Nr. 1 und 4 VertrV sind entsprechende Aufzeichnungen zu fiihren.

Fehlerhafte Zustellungen

1Ist in den Fallen der Nr. 1 an eine zur Vertretung des Freistaates Bayern nicht zustandige Stelle
zugestellt, so ist das Schriftstiick umgehend dem Glaubiger oder dessen Bevollmachtigten, der die
Zustellung veranlasst hat, zurlickzusenden und ihm unter Hinweis auf §§ 7 und 8 VertrV anheim zu
geben, die Zustellung an die zustandige Stelle zu bewirken. 2Bei etwaigen Auskiinften lber die
zustandige Stelle ist zum Ausdruck zu bringen, dass keine Gewabhr fir die Richtigkeit der Auskunft
Ubernommen werden kann. 3Ein Entwurf der Mitteilung an den Glaubiger ist zuriickzubehalten. 4Von
einer Weiterleitung des zugestellten Schriftstlicks an die nach § 7 oder § 8 VertrV zustandige Stelle ist
abzusehen.

MaBnahmen zur Vermeidung unwirksamer Leistungen

Ist gemafl § 7 Nr. 3 oder § 8 Abs. 1 Nr. 2 VertrV an die Leitung einer Kasse zugestellt, so ist
unverziglich durch Vermerke auf den vorhandenen Unterlagen (zum Beispiel Kassenblichern, Listen,
Belegen) oder durch andere geeignete MalRnahmen sicherzustellen, dass unwirksame Leistungen
vermieden werden. 2Zahlungen, die unter dem Vorbehalt des Riickrufs bis zum Falligkeitstag bereits
geleistet oder bereits veranlasst sind, sind von den Kreditinstituten zurtickzurufen, soweit dies
zulassig ist.

Seite 1 von 3



BayMBI. 2022 Nr. 534 21. September 2022

10.

Félle mit Auszahlungsanordnung

Liegt der Kasse eine Auszahlungsanordnung fir die gepfandete Forderung vor, informiert die Kasse
umgehend die anordnende Stelle und priift zusammen mit ihr unverziglich die Sach- und Rechtslage.
2In Fallen, in denen der Rechtsbestand der Forderung gegen den Freistaat Bayern zweifelhaft ist oder
sonst Bedenken gegen die Auszahlung bestehen, hat die Kasse die Entscheidung der zustandigen
Prozessvertretungsbehdérde einzuholen. 3Die Leitung der Kasse gibt fristgerecht die mit der
anordnenden Dienststelle abgestimmte Drittschuldnererklarung ab und gibt dem Schuldner Kenntnis
von der Pfandung; die Drittschuldnererklarung muss innerhalb der Frist des § 840 Abs. 1 ZPO dem
Glaubiger oder dessen Bevollmachtigten zugegangen sein. 4Erklarungen, die die Leitung der Kasse
nach § 840 ZPO abzugeben hat (§ 7 VertrV), sind mit dem Hinweis zu versehen, dass sie kein
selbststandiges Schuldanerkenntnis enthalten.

Félle ohne Auszahlungsanordnung

Liegt der Kasse eine Auszahlungsanordnung nicht vor, so informiert sie unverziglich die anordnende
Stelle. 2Die anordnende Stelle priift die Sach- und Rechtslage, teilt der Leitung der Kasse
gegebenenfalls fristgerecht mit, welche Drittschuldnererklarung abzugeben ist, und trifft die
erforderlichen MaRnahmen zur Sicherstellung der Auszahlung an den Pfandungsglaubiger. 3In Fallen,
in denen der Rechtsbestand einer Forderung gegen den Freistaat Bayern zweifelhaft ist oder sonst
Bedenken gegen die Auszahlung bestehen, holt die Anordnungsdienststelle die Entscheidung der
zustandigen Prozessvertretungsbehdrde ein.

Unbestimmbarkeit der zustindigen Stelle

Lasst sich die zustandige anordnende Stelle nicht oder nicht einwandfrei ermitteln (zum Beispiel infolge
fehlender oder ungenauer Bezeichnung der Lieferung oder Leistung, die der Freistaat Bayern erhalten

haben soll) so sind dem Glaubiger unverziglich die Griinde mitzuteilen, die einer weiteren Behandlung
seiner VollstreckungsmalRnahme entgegenstehen.

Zustellung einer Pfandungsbenachrichtigung (§ 845 Abs. 1 ZPO)

1Ist eine Pfandungsbenachrichtigung (§ 845 Abs. 1 ZPO) zugestellt, so geht die Weisung auf vorlaufige
Einbehaltung. 2Im Ubrigen ist abzuwarten, ob innerhalb eines Monats (§ 845 Abs. 2 Satz 1 ZPO) eine
endgltige Pfandung folgt. 3Unterbleibt sie, so ist die Auszahlung des vorlaufig einbehaltenen Betrags
an den Schuldner anzuordnen.

Pfandung fiir mehrere Glaubiger

1Sind Geldforderungen fiir mehrere Glaubiger desselben Schuldners gepfandet und reicht der Betrag
zu ihrer Befriedigung nicht aus, so ist der gepfandete Betrag, wenn die Rangfolge der Pfandungen nicht
einwandfrei festgestellt werden kann, auch ohne ausdriickliches Verlangen eines Glaubigers geman

§ 853 ZPO zu hinterlegen, es sei denn, die Glaubiger stimmen zu, dass sie in der von der Kasse
festgestellten Reihenfolge der Pfandrechte befriedigt werden. 2Die Mitteilung an das
Vollstreckungsgericht sowie die Stellung des Hinterlegungsantrags obliegen der Leitung der Kasse.

Auszahlungen durch Zahlstelle

1Soweit fiir Auszahlungen eine Zahlstelle (im Auftrag der Kasse — vergleiche VV Nr. 4.2 zu

Art. 70 BayHO) zusténdig ist, sind Pfandungs- und Uberweisungsbeschliisse der fiir die Zahlstelle
zusténdigen Kasse zuzustellen. 2Die der Kasse zugestellten Schriftstlicke sind in Ablichtung
unverziiglich der anordnenden Dienststelle und der Zahlstelle zu (ibersenden. 3Die Zahlstelle stellt
durch geeignete MalRnahmen sicher, dass unwirksame Leistungen vermieden werden. 4lm Ubrigen
verfahren Kasse und anordnende Dienststelle sinngemaf nach Nr. 6. 5Die Kasse teilt der Zahlstelle die
Entscheidung der anordnenden Dienststelle oder in den Fallen der Nr. 6 Satz 3 die Entscheidung der
Prozessvertretungsbehoérde mit; die Zahlstelle hat vor der Auszahlung diese Entscheidungen
abzuwarten. 8lst fiir die Auszahlung des gepfandeten Betrages keine Auszahlungsanordnung
erforderlich (zum Beispiel bei Verwahrungen), so tritt an die Stelle der anordnenden Dienststelle die
Leitung der Dienststelle, bei der die Zahlstelle errichtet ist.
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Inanspruchnahme als Drittschuldner gemaR § 846 ZPO

'Wird der Freistaat Bayern gemaR § 846 ZPO als Drittschuldner von Anspriichen auf Herausgabe oder
Leistung korperlicher Sachen in Anspruch genommen (§ 7 Nr. 5 VertrV), gilt Folgendes:

2Hat die zur Vertretung befugte Stelle, an die zugestellt ist, Uber die Fortdauer einer amtlichen
Verwahrung (§ 7 Nr. 5 Buchst. a und b VertrV) nicht zu entscheiden, so hat sie die insoweit zusténdige
Stelle unverziiglich unter Ubermittlung von Ablichtungen der zugestellten Schriftstiicke zu
benachrichtigen. 3Befindet sich die Sache nicht bei der zur Vertretung befugten Stelle, an die zugestellt
ist, so hat diese die Stelle, bei der sich die Sache befindet, unverziglich von der Zustellung zu
benachrichtigen. 4Die Stelle, die tiber die Fortdauer einer amtlichen Verwahrung (§ 7 Nr. 5 Buchst. a
und b VertrV) zu entscheiden hat oder aus deren Verhalten der Anspruch auf Herausgabe oder
Leistung hergeleitet wird (§ 7 Nr. 5 Buchst. ¢ VertrV), prift unverziglich die Sach- und Rechtslage, teilt
gegebenenfalls der verwahrenden Stelle mit, welche Drittschuldnererklarungen abzugeben sind, und
trifft die erforderlichen Anordnungen. 5Die zur Vertretung befugte Stelle gibt dem Glaubiger und dem
Schuldner Kenntnis von den getroffenen Anordnungen. 8Erklarungen, die die zur Vertretung befugte
Stelle nach § 840 ZPO abzugeben hat, sind mit dem Hinweis zu versehen, dass sie kein
selbststandiges Schuldanerkenntnis enthalten.

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

'Diese Bekanntmachung tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft. 2Mit Ablauf des 30. September 2022 tritt die
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen iber das Verfahren nach der
Zustellung von Pfandungs- und Uberweisungsbeschliissen oder Pfandungsbenachrichtigungen
(Pfandungsbeschluss-Verfahren — PfandungsBek) vom 7. Marz 1980 (FMBI. S. 114, StAnz. Nr. 11), die
zuletzt durch Bekanntmachung vom 30. Dezember 2005 (FMBI. 2006 S. 6, StAnz. 2006 Nr. 2) geandert
worden ist, auBer Kraft.

Id Hibner

Ministerialdirektor

Impressum
Herausgeber:
Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strau3-Ring 1, 80539 Miinchen

Postan

schrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de
Technische Umsetzung:
Bayerische Staatsbibliothek, LudwigstralRe 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.ll@jv.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Verdffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkiindungsplattform Bayern ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 3von 3



	Verfahren nach der Zustellung von Pfändungs- und Überweisungsbeschlüssen oder Pfändungsbenachrichtigungen (Pfändungsverfahrenbekanntmachung – PfändungsBek)
	1. Vertretung bei Beteiligung als Drittschuldner oder als Vertreter des Drittschuldners
	2. Vorgehen nach Zustellung
	3. Fehlerhafte Zustellungen
	4. Maßnahmen zur Vermeidung unwirksamer Leistungen
	5. Fälle mit Auszahlungsanordnung
	6. Fälle ohne Auszahlungsanordnung
	7. Unbestimmbarkeit der zuständigen Stelle
	8. Zustellung einer Pfändungsbenachrichtigung (§ 845 Abs. 1 ZPO)
	9. Pfändung für mehrere Gläubiger
	10. Auszahlungen durch Zahlstelle
	11. Inanspruchnahme als Drittschuldner gemäß § 846 ZPO
	12. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	Impressum 

